Übungsklausur I – AGG – Lösung
AG hat bei der Ablehnung des A gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 AGG verstoßen, wenn er A wegen eines der in § 1 AGG genannten Diskriminierungsmerkmale nach § 3 Abs. 1 AGG benachteiligt hat und dies nicht nach §§ 8, 9, 10 AGG rechtfertigt ist.
1.) Dann müsste AG bei der Ablehnung des A zunächst gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 AGG verstoßen haben.

a) Dies setzt voraus, dass der sachliche Anwendungsbereich des AGG nach § 2 AGG eröffnet ist. In Betracht kommt hier der Anwendungsbereich des Zugangs zur unselbständigen Erwerbstätigkeit nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 AGG.

AG hat eine Annonce für die Tätigkeit einer Sekretärin veröffentlicht. Diese Bedingungen betreffen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 AGG den Zugang zur unselbständigen Erwerbstätigkeit, weshalb der sachliche Anwendungsbereich des AGG eröffnet ist.
b) Weiterhin müsste der persönliche Anwendungsbereich des AGG nach § 6 AGG eröffnet sein. In Betracht kommt hier der persönliche Anwendungsbereich des „Bewerbers für ein Beschäftigungsverhältnis“ nach § 6 Abs. 1 Satz 2 AGG.

Da sich A auf die Annonce des AG beworben hat, ist A ein Bewerber für das von AG annoncierte Beschäftigungsverhältnis einer „Sekretärin“ und somit „Bewerber“ i.S.d. § 6 Abs. 1 Satz 2 AGG.

c) Weiterhin könnte A wegen eines der in § 1 AGG genannten Diskriminierungsmerkmale nach § 3 Abs. 1 AGG unmittelbar benachteiligt worden sein.

aa) Dies setzt zunächst voraus, dass AG den A nach § 3 Abs. 1 AGG unmittelbar benachteiligt hat. Dies ist der Fall, wenn er dem A in einer vergleichbaren Situation eine schlechtere Behandlung hat zu Teil werden lassen, als der S.

Von einer vergleichbaren Situation kann ausgegangen werden, weil sich A und S auf dieselbe von AG ausgeschrieben Stelle bewerben und laut Sachverhalt die von AG geforderten Einstellungsbedingungen – bis auf das Geschlecht – in gleicher Weise erfüllen.

Eine unmittelbare Benachteiligung bedeutet nach § 3 Abs. 1 AGG eine ungünstigere Behandlung als sie jemandem widerfährt, der nicht Träger des Benachteiligungsmerkmals ist. Statt des A wurde die weibliche Bewerberin S von AG eingestellt. S ist aber nicht Trägerin des Benachteiligungsmerkmals des männlichen Geschlechts. Sie hat daher eine günstigere Behandlung erfahren als A, der Träger dieses Benachteiligungsmerkmals ist, und A somit eine ungünstigere Behandlung, da seine Bewerbung abgelehnt wurde. Dies alleine stellt bereits eine schlechtere Behandlung des A im Verhältnis zu S dar. A ist daher wegen seines männlichen Geschlechts unmittelbar benachteiligt worden.

bb) Weiterhin müsste der Benachteiligung des A wegen eines der in § 1 AGG genannten Diskriminierungsmerkmale erfolgt sein. In Betracht kommt hier das Diskriminierungsmerkmal des Geschlechts.

Das Diskriminierungsmerkmal des Geschlechts meint die biologische Zuordnung zu einer der Geschlechtsgruppen „männlich“, „weiblich“ oder – mittlerweile – „divers“ (= zwischengeschlechtlich).

Die Stellenannonce des AG wurde ausschließlich für eine „weibliche Sekretärin“ ausgeschrieben, nicht aber auch für einen „männlichen“ oder „diversen“ Sekretär, also nicht geschlechtsneutral. AG möchte daher ausdrücklich Frauen einstellen und keine Männer. A ist somit wegen seines Geschlechts „männlich“ benachteiligt worden ist.

d) Als Zwischenergebnis lässt sich daher festhalten, dass AG den A wegen des Diskriminierungsmerkmals des Geschlechts i.S.d. § 1 AGG unmittelbar nach § 3 Abs. 1 AGG benachteiligt hat und deshalb gemäß § 7 Abs. 1 AGG gegen das Benachteiligungsverbot verstoßen hat.

2.) Gegebenenfalls ist die Benachteiligung des A aber nach §§ 8, 9, 10 AGG rechtfertigt.
a) In Betracht kommt hier eventuell eine Rechtfertigung nach § 8 AGG wegen beruflicher Anforderungen an die ausgeschriebene Stelle. 
In Betracht könnte hier die Vorliebe des AG kommen, „im Sekretariat einfach besser mit Frauen zusammenarbeiten“ zu können. Dies ist jedoch eine rein subjektive und keine objektiv sachliche Bewertung. Die von AG ausgeschriebene Sekretariatstätigkeit kann unabhängig vom Geschlecht ausgeübt werden, solange in sachlicher Hinsicht die Einstellungsbedingungen qualitativ in gleicher Weise erfüllt werden. Objektiv erfüllt A laut Sachverhalt dieselben beruflichen Anforderungen an die ausgeschriebene Position, weshalb eine Rechtfertigung nach § 8 AGG aus.

b) Fraglich ist weiterhin, ob die Benachteiligung des A aufgrund von Gründen der Religion oder Weltanschauung nach § 9 AGG oder des Alters nach § 10 AGG rechtfertigt ist. Für eine solche Rechtfertigung sind aber laut Sachverhalt keine Anhaltspunkte gegeben.
3.) Als Endergebnis lässt sich daher festhalten, dass AG bei der Ablehnung des A gegen das Benachteiligungsverbot wegen des Diskriminierungsmerkmals des „Geschlechts“ nach §§ 7 Abs. 1, 3 Abs. 1, 1 AGG verstoßen hat.
